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Praxiseröffnungen
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Öffentliche 
Ausschreibungen

Die Kassenzahnärztliche Verei-
nigung Mecklenburg-Vorpommern 
schreibt gemäß § 103 Abs. 4 SGB V 
folgenden Vertragszahnarztsitz zur 
Übernahme durch einen Nachfolger 
aus, da es sich um ein für weitere Zu-
lassungen gesperrtes Gebiet handelt:

Allgemeinzahnärztliche Praxis im 
Planungsbereich Ostvorpommern 
zum 1. Februar 2007
Die Bewerbungsfrist endet am 
31. Dezember 2006

Allgemeinzahnärztliche Praxis im 
Planungsbereich Rostock zum 
1. April 2007
Die Bewerbungsfrist endet am 
15. Januar 2007

Allgemeinzahnärztliche Praxis im 
Planungsbereich Nordvorpom-
mern zum 3. Januar 2007
Die Bewerbungsfrist endet am 
17. November 2006

Die Praxis abgebenden Zahnärzte 
bleiben zunächst anonym. Inte-
ressenten können Näheres bei der 
Kassenzahnärztlichen Vereinigung 
Mecklenburg-Vorpommern erfahren 
unter Telefon 0385/5 49 21 30.
Bewerbungen sind ab sofort an die 
Kassenzahnärztliche Vereinigung 
Mecklenburg-Vorpommern, Wis-
marsche Straße 304, 19055 Schwerin, 
zu richten.

Die Bewerber müssen zum Zeitpunkt 
der Praxisübergabe die Vorausset-
zungen für eine Zulassung gemäß §§ 
3 und 18 Zulassungsverordnung für 
Vertragszahnärzte erfüllen.

Bereits vorliegende Eintragungen in 
der Warteliste für allgemeinzahnärzt-
liche Praxen gelten nicht automatisch 
als Bewerber um diese Praxis. 
In jedem Falle ist eine schriftliche 
Bewerbung für den jeweiligen Ver-
tragszahnarztsitz erforderlich.
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In den vergangenen Jahren haben 
Haftpflichtansprüche gegen Ärzte 
und Zahnärzte wegen einer vermeint-
lich fehlerhaften Behandlung erheb-
lich zugenommen. Die Abwicklung 
zahnärztlicher Schadensfälle erfolgt 
in der Regel über eine Berufshaft-
pflichtversicherung. Gemäß Para-
graph 2 Abs. 7 der Berufsordnung 
der Zahnärztekammer Mecklenburg-
Vorpommern vom 16. Juni 2005 ist 
der Zahnarzt verpflichtet, sich hinrei-
chend gegen Haftpflichtansprüche im 
Rahmen seiner beruflichen Tätigkeit 
zu versichern.

Der Umfang des Versiche-
rungsschutzes ergibt sich aus 
der Versicherungspolice und den 
Versicherungsbedingungen. Die Ver-
sicherungspolice wird nach dem An-
trag des Zahnarztes ausgefertigt. Die 
Versicherungsbedingungen werden 
im Wesentlichen durch die Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen für 
die Haftpflichtversicherung (AHB) 
sowie die besonderen Bedingungen 
und Risikobeschreibungen für die 
Berufshaftpflichtversicherung von 
Ärzten, Zahnärzten und Ärzten in der 
Ausbildung und Tierärzten (BBR) 
geregelt. Nach Paragraph 1 AHB ge-
währt der Versicherer dem Versiche-

Die zahnärztliche 
Berufshaftpflichtversicherung
Schutz für eintretende Schadensereignisse

rungsnehmer Versicherungsschutz für 
während der Wirksamkeit der Ver-
sicherung eingetretene Schadenser-
eignisse, die den Tod, die Verletzung 
oder Gesundheitsschädigung von 
Menschen oder die Beschädigung 
von Sachen zur Folge haben, sofern 
der Versicherungsnehmer für diese 
Folgen aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen von einem Drit-
ten auf Schadensersatz in Anspruch 
genommen wird. Voraussetzung für 
den Versicherungsschutz ist also, 
dass der Zahnarzt von einem Dritten 
berechtigterweise in Regress genom-
men wird. Allerdings sind gemäß Pa-
ragraph 4 Abs. 1 S. 6 AHB die Erfül-
lung von Verträgen oder anstelle der 
Erfüllung tretende Ersatzleistungen 
nicht Gegenstand der Versicherung. 
Diese Regelung, die insbesondere 
bei der prothetischen Versorgung 
von Bedeutung ist, hat zur Folge, 
dass das Risiko zur Ablieferung einer 
einwandfreien Arbeit beim Zahnarzt 
verbleibt und nicht vom Versicherer 
übernommen wird. Der Zahnarzt ist 
aufgrund des geschlossenen Vertrages 
den Patienten gegenüber verpflichtet, 
den Zahnersatz ordnungsgemäß zu 
erstellen und einzugliedern. Soweit 
der Patient eine etwaige Nachbesse-
rung oder Neuanfertigung des ver-
meintlich fehlerhaften Zahnersatzes 
oder Rückerstattung eines bereits 
von ihm geleisteten Eigenanteils 
verlangt, ist eine Übernahme dieser 
Kosten durch die Berufshaftpflicht-
versicherung ausgeschlossen. Ko-
sten, die im Zusammenhang mit der 
Beseitigung von Folgeschäden ent-
stehen, z.B. zusätzliche Fahrtkosten 
und Verdienstausfall, sind allerdings 
vom Versicherungsschutz erfasst. 

Da der Zahnarzt gegenüber Pa-
tienten auch für Fehler der bei ihm 
beschäftigten Personen einzustehen 
hat, werden durch die berufliche 
Haftpflichtversicherung in der Regel 
auch Schäden erfasst, die die bei dem 
Zahnarzt beschäftigten Mitarbeiter in 
Ausführung ihrer dienstlichen Ver-
pflichtungen verursachen. 

Sofern ein vom Versicherungs-
schutz erfasster Schadenfall vorliegt, 
ist der Versicherer gemäß Paragraph 
3 Abs. 2 AHB berechtigt und ver-
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Sitzungen des 
Ausschusses für 
Zulassungen
Hiermit wird bekannt gegeben, dass 
die nächsten Sitzungen des Zulas-
sungsausschusses für Zahnärzte für 
den 29. November 2006  und den 31. 
Januar 2007 anberaumt sind.
Die Antragsunterlagen müssen drei 
Wochen vor Sitzungstermin in der 
Geschäftsstelle des Zulassungsaus-
schusses vollständig vorliegen.
Über später eingehende Anträge wird 
in der darauf folgenden Sitzung ver-
handelt. 

Nachstehend aufgeführte Anträge er-
fordern die Beschlussfassung des Zu-
lassungsausschusses:

Anträge auf 
- Zulassung, Ermächtigung
- Führung einer 
  Gemeinschaftspraxis
- Beschäftigung eines 
  angestellten Zahnarztes
- Verlegung des 
  Vertragszahnarztsitzes 

Ärzte können ihre Schufa-Daten 
seit kurzem auch online einsehen und 
sich darüber informieren, wie ihre 
Bonität bei der Kreditauskunftei ge-
genwärtig und in naher Zukunft ein-
geschätzt wird. Bisher erhielten sie 
die Auskunft nur per Post.

Während der nun laufenden Test-
phase für den Online-Zugang können 
Interessenten zum Vierteljahrespreis 
von 7,60 Euro ein ganzes Jahr lang 
ihre Schufa-Daten abfragen. Der 
reguläre Jahrespreis beträgt 15,60 
Euro.

Registrieren können sich die Ver-
braucher auf der Website www.mei-
neschufa.de. Die Kreditauskunftei 
hat außerdem angekündigt, dass sie 
bloße Konditionenanfragen bei Ban-
ken nicht mehr eintragen will – diese 
Anfragen hatten sich früher negativ 
auf die Krediteinstufung ausgewirkt.

Schufa-Einsicht 
jetzt auch online 
möglich

pflichtet, den Schadenfall zu prüfen 
und unberechtigte Ansprüche abzu-
wehren. Entschädigungen werden 
vom Berufshaftpflichtversicherer nur 
aufgrund eines von ihm abgegebenen 
oder genehmigten Anerkenntnisses, 
eines von ihm geschlossenen oder 
genehmigten Vergleichs oder einer 
gerichtlichen Entscheidung ersetzt. 
Der Zahnarzt sollte daher unbedingt 
vermeiden, ohne Zustimmung des 
Versicherers ein Schuldanerkenntnis 
abzugeben oder einen Vergleich zu 
schließen, da dies zum Verlust des 
Versicherungsschutzes führen kann. 

Gemäß Paragraph 5 Abs. 7 AHB ist 
der Versicherer bevollmächtigt, für 
den Versicherungsnehmer verbind-
liche Erklärungen abzugeben. Insbe-
sondere ist der Versicherer berechtigt, 
zur Prozessführung einen Rechtsan-
walt zu beauftragen. Die Kosten für 
die außergerichtliche oder mit dem 
Versicherer nicht abgestimmte Be-
auftragung eines Rechtsanwalts wer-
den regelmäßig nicht von der Versi-
cherung getragen. 

Im Schadensfall ist zu beachten, 

dass gemäß Paragraph 5 Abs. 1 der 
AHB jeder Schadenfall dem Versi-
cherer unverzüglich, spätestens in-
nerhalb einer Woche, schriftlich an-
zuzeigen ist. Sofern der Geschädigte 
seinen Anspruch geltend macht, ist 
dies dem Versicherer innerhalb ei-
ner Woche nach Geltendmachung 
mitzuteilen. Nach Paragraph 5 Abs. 
7 AHB ist der Versicherungsnehmer 
nicht berechtigt, ohne vorherige Zu-
stimmung des Versicherers einen 
Anspruch ganz oder teilweise anzu-
erkennen oder zu befriedigen. Sofern 
der Versicherungsnehmer eine dieser 
Obliegenheiten grob fahrlässig oder 
vorsätzlich verletzt, kann er gemäß 
Paragraph 6 AHB seinen Versiche-
rungsschutz verlieren. Es empfiehlt 
sich daher, beim Erhalt von Forde-
rungsschreiben von Patienten, die 
insbesondere Schmerzensgeld verlan-
gen, frühzeitig den Berufshaftpflicht-
versicherer zu kontaktieren. Die Ab-
gabe einer Stellungnahme gegenüber 
dem Patienten sollte regelmäßig mit 
dem Berufshaftpflichtversicherer ab-
gestimmt werden. Peter Ihle

Auf der Sitzung des Haushaltsausschusses, der am 11. Oktober über den Haushalts-
plan 2007 der Zahnärztekammer Mecklenburg-Vorpommern beriet, wurde Dr. Ursu-
la Sell als langjähriges Ausschussmitglied verabschiedet. Vizepräsident Dipl.-Stom. 
Andreas Wegener, Finanzreferent im Vorstand, würdigte ihre geleistete Arbeit und ihr 
stetes Engagement für den Berufsstand. v. l.: Dipl.-Stom. Andreas Wegener, Dr. Ursula 
Sell, Haushaltsausschussvorsitzender Dr. Mathias Wolschon und Thomas Zumstrull.
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